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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
1. Abgeordneter
Tom

Koenigs
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat
Aus
pen
die
schr
*) Siehe hierzu auch Frage 23.
die Bundesregierung die rechtliche Prüfung der
fuhrbeschränkung des Anästhesiemittels „Thio-
tal“ abgeschlossen, und welche Haltung nimmt
Bundesregierung zu einer etwaigen Ausfuhrbe-
änkung von „Thiopental“ in die USA ein?*)
2. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)

Inw
in J
eine
Eur
iefern gab es infolge der atomaren Katastrophe
apan in der Bundesregierung Diskussionen über
n möglichen Austritt Deutschlands aus der
opäischen Atomgemeinschaft bzw. einer Auflö-

sung, und welche Kenntnisse hat die Bundesregie-
rung über ähnliche Diskussionen oder Initiativen in
den Mitgliedstaaten der EU und in der EU (zeitlich
unabhängig von der Katastrophe in Japan)?
3. Abgeordneter
Garrelt

Duin

(SPD)

In
– w
digt
gram
welchem Umfang wird die Bundesregierung
ie in einer entsprechenden Publikation angekün-

– die Mittel für das Zentrale Innovationspro-
m Mittelstand (ZIM) bis 2013 weiter aufsto-

cken, und wie erklärt sich vor diesem Hintergrund
der Widerspruch zu den Aussagen im Eckwertebe-
schluss zum Regierungsentwurf des Bundeshaus-
halts 2012 und zum Finanzplan 2011 bis 2015, dass
bei den klassischen Ausgabeschwerpunkten des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technolo-
gie, wie der Stärkung der kleinen und mittelständi-
schen Betriebe und der Förderung von neuen Tech-
nologien und Innovationen, die bisherige Finanz-
planlinie lediglich fortgeschrieben wird?
4. Abgeordnete
Ingrid

Nestle

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
nac
zes
Akz
viele der 24 Trassen des vordringlichen Bedarfs
h § 1 Absatz 1 des Energieleitungsausbaugeset-
sind in erster Linie aufgrund der mangelnden
eptanz in der Bevölkerung verzögert?
5. Abgeordnete
Ingrid
Nestle

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
Ver
aktu
erne
s tut die Bundesregierung, um den Ausbau der
teilnetze voranzubringen, deren Engpässe
ell die Hauptursache für die Abregelung von
uerbaren Energieanlagen sind?
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6. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
gek
ode
Ma
scha
lche im Energiekonzept der Bundesregierung an-
ündigten Maßnahmen sind schon per Gesetz
r Verordnung umgesetzt worden, und welche
ßnahmen sollen in der Novelle des Energiewirt-
ftsgesetzes umgesetzt werden?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
7. Abgeordneter
Heinz-Joachim

Barchmann

(SPD)

In w
gram
grat
tion
elcher Form werden die Instrumente und Pro-
me des Bundes, die zur Überwindung von mi-

ionsspezifischen Hindernissen bei der Integra-
in Ausbildung, Arbeit oder Selbständigkeit die-

nen, von Einsparungen im Bundeshaushalt und bei
der Bundesagentur für Arbeit aktuell und mittelfris-
tig betroffen sein?
8. Abgeordneter
Heinz-Joachim

Barchmann

(SPD)

We
men
Buc
Ant
lche inhaltlichen Veränderungen bei den Instru-
ten und Programmen des Zweiten und Dritten
hes Sozialgesetzbuch mit migrationsspezifischen
eilen bzw. der Instrumente und Programme an

denen Personen mit Migrationshintergrund beson-
ders partizipieren, sind angesichts der von der Bun-
desregierung geplanten Reform der arbeitsmarkt-
politischen Instrumente derzeit geplant?
9. Abgeordneter
Stefan

Schwartze

(SPD)

Sind
Bun
Ers
UN
Vertreter von Bundesministerien außer dem
desministerium für Arbeit und Soziales an der

tellung des Aktionsplans zur Umsetzung der
-Behindertenrechtskonvention beteiligt, und

wenn ja, welcher?
10. Abgeordneter
Stefan

Schwartze

(SPD)

Ist
selb
im A
übe
beabsichtigt, die Vorschläge der Behinderten-
sthilfe aus den Kongressen „Mit Dir zum Wir“
ktionsplan zur Umsetzung der UN-Konvention

r die Rechte der Menschen mit Behinderungen
aufzugreifen, und wird die Bundesregierung das Vo-
tum der Mehrheit der Teilnehmer für ein Gesetz zur
sozialen Teilhabe beachten?
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11. Abgeordneter
Markus

Kurth

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
zun
bei
min
min
lche inhaltlichen Punkte zu Fragen der Umset-
g der Komplexleistung Frühförderung wurden
der ersten Analyse der Fachreferate im Bundes-
isterium für Arbeit und Soziales und im Bundes-
isterium für Gesundheit mit Vertretern von Leis-

tungserbringern und Leistungsträgern auf Bundes-
ebene sowie einer Vertreterin des Beauftragten der
Bundesregierung für die Belange behinderter Men-
schen am 16. November 2010 besprochen, und wa-
rum haben entgegen der Verlautbarungen der Bun-
desregierung (Mündliche Frage 32 auf Bundestags-
drucksache 17/3947) im Jahr 2011 noch keine
Bund-Länder-Gespräche zur Abstimmung des weite-
ren Vorgehens stattgefunden?
12. Abgeordneter
Markus

Kurth

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wa
sage
das
Run
und
nn ist nach Ansicht der Bundesregierung mit aus-
kräftigen Ergebnissen darüber zu rechnen, ob
aus dem Juni 2009 datierende gemeinsame
dschreiben des Bundesministeriums für Arbeit
Soziales sowie des Bundesministeriums für Ge-

sundheit an die Spitzenverbände der zuständigen
Rehabilitationsträger die Probleme bei der Umset-
zung der Komplexleistung Frühförderung beseitigt
hat?
13. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)

We
teri
Chr
regi
lche Bundesbehörden betrifft die Kritik der Lei-
n der Antidiskriminierungsstelle des Bundes,
istine Lüders, und des Beauftragten der Bundes-
erung für die Belange behinderter Menschen,

Hubert Hüppe, dass schwerbehinderte Menschen in
Bewerbungsverfahren, zum Beispiel durch Nichtein-
ladung zu Vorstellungsgesprächen, benachteiligt
werden (siehe deren Pressemitteilung vom 17. März
2011)?
14. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)

Wie
run
buc
geb
viele der Mittel der Leistungen zur Eingliede-
g in Arbeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
h sind 2005 bis 2011 absolut und relativ bereits
unden gewesen?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
15. Abgeordnete
Kerstin

Tack
(SPD)

Wa
Zwe
und
schr
nn wird die Bundesregierung die im Rahmen des
iten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel-
Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vor-

iften angekündigte Rechtsverordnung für die
Eigenkontrollen der Lebens- und Futtermittelunter-
nehmen vorlegen?
16. Abgeordnete
Kerstin

Tack

(SPD)

Wa
von
nn ist mit der Verordnung über die Zulassung
Futtermittelunternehmen zu rechnen?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
17. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nac
Mü
481
17/9
gha
h welchen Kriterien, bezugnehmend auf meine
ndlichen Fragen auf Bundestagsdrucksache 17/
2 und 17/5015 (vgl. Plenarprotokoll 17/92 und
5), wählen Bundeswehr-Scharfschützen in Af-

nistan Zielpersonen aus, die sie aus dem Hinter-
halt nach oft langem getarnten Warten aus mehre-
ren hundert Metern Entfernung militärisch bekämp-
fen, also töten, auch wenn diese nicht „unmittelbar
an Feindseligkeiten beteiligt“ sind, sondern sich auf
Wegen oder Feldern bewegen und nichtsahnend un-
gedeckt ins freie Schussfeld treten, und wenn somit
eine vom Scharfschützen nur durchs Fernglas ak-
tuell beobachtete unmittelbare Beteiligung der ein-
zelnen Personen an Feindseligkeiten als Auswahlkri-
terium faktisch entfällt, nach welchen sonstigen Kri-
terien, Fotos, Beschreibungen o. Ä. erkennen die
Scharfschützen „ihre Zielperson“ sonst und schlie-
ßen versehentlichen tödlichen militärischen Einsatz
gegen nicht unmittelbar an Feindseligkeiten beteilig-
te also unbeteiligte, harmlose Zivilpersonen wir-
kungsvoll aus?
18. Abgeordneter
Hans-Christian
Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Tre
Bun
tret
han
Lief
ffen Medienberichte zu, wonach der ehemalige
desminister der Verteidigung oder andere Ver-

er der Bundesregierung bei den jüngsten Ver-
dlungen mit dem EADS-Unternehmen über die
erung von EADS-Transportmaschinen Vorteile

für das Unternehmen von insgesamt 1,75 Mrd. Euro
„herausgehandelt“ hat bestehend aus 398 Mio. Euro
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Verzicht auf Vertragsstrafen, Verzicht auf sieben
Maschinen bei gleichem Preis (ca. 1 Mrd. Euro),
500 Mio. Euro Kredit (von der Bundesregierung an
EADS) und 346 Mio. Euro Preiserhöhung für
EADS (trotz verspäteter Lieferung, weil EADS in-
zwischen die Preise angehoben hat) so ARD-Maga-
zin „FAKT“ vom Januar 2011 (www.ardmediathek.
de/ard/servlet/content/3517136?documentId=
6272182), und wie rechtfertigt die Bundesregierung
diese Ausgabe in Höhe von 1,75 Mrd. Euro (500-
Mio.-Euro-Kredit nicht mitgerechnet)?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
19. Abgeordnete
Daniela

Kolbe

(Leipzig)

(SPD)

Wie
Sen
sam
und
rem
bewertet das Bundesministerium für Familie,
ioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) die im Zu-
menhang mit Förderprogrammen des BMFSFJ
des Bundesministeriums des Innern gegen „Ext-
ismus“ abgegebenen kritischen Erklärungen zur

geforderten sogenannten Demokratieerklärung vie-
ler Träger, und gibt es Weisungen, Überlegungen
und/oder Aussagen seitens der Bundesministerien,
Antragsteller, die eine solche kritische Erklärung ab-
geben, im Förderverfahren anders bzw. schlechter
zu behandeln?
20. Abgeordnete
Daniela

Kolbe

(Leipzig)
(SPD)

We
die
von
Akt
BM
m obliegt im Rahmen der Lokalen Aktionspläne
letztendliche Entscheidung über die Förderung
beantragten Projekten, dem für den Lokalen

ionsplan verantwortlichen Landkreis oder dem
FSFJ als Initiator des Förderprogramms, und

gibt es Überlegungen seitens des BMFSFJ im Rah-
men der Lokalen Aktionspläne getroffene Förder-
entscheidungen aufzuheben, wenn geförderte Pro-
jektträger eine Zusatzerklärung entsprechend der
vorhergehenden Frage abgegeben haben?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
21. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker

(SPD)

We
schi
tun
bei
*) Siehe hierzu auch Frage 1.
lche Position hat die Bundesregierung zur Verab-
edung einer neuen EU-Richtlinie, mit der Erstat-
gsansprüche von gesetzlich Krankenversicherten
der Behandlung innerhalb der Mitgliedsländer

einheitlich geregelt werden sollen, und welche Vor-
stellungen hat die Bundesregierung zur Weiterent-
wicklung der europäischen Krankenversicherungs-
karte (travel tribune Nr. 7/11 vom 17. Februar
2011, S. 13)?
22. Abgeordneter
Hans-Joachim

Hacker
(SPD)

Übe
run
maß
gan
r welche Kenntnisse verfügt die Bundesregie-
g zu sinkenden Zahlen ambulanter Vorsorge-
nahmen in Kurorten in Deutschland in den ver-

genen Jahren zugunsten kurörtlicher Maßnah-
men im Ausland, und mit welchen Maßnahmen will
die Bundesregierung der Gefährdung der Arbeits-
plätze und der medizinischen und pflegerischen
Leistungsfähigkeit der inländischen Kureinrichtun-
gen entgegentreten?
23. Abgeordneter
Tom
Koenigs

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In
„Th
Mit
verp
exp
welchem Umfang wurde das Anästhesiemittel
iopental“ in die USA geliefert, und wird das
tel weiterhin – entgegen der verlautbarten Selbst-
flichtung der produzierenden Unternehmen –

ortiert?*)
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
24. Abgeordneter
Gustav
Herzog

(SPD)

Wa
Elb
201
nn wird die Bundesregierung das bereits auf dem
schifffahrtstag in Wittenberge im November
0 angekündigte Elbekonzept vorlegen?
25. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)

Wie
Elb
kräf
gen
vereinbart die Bundesregierung das auf dem
schifffahrtstag 2010 in Wittenberge erneut be-
tigte und mit den internationalen Verpflichtun-
in Einklang stehende Unterhaltungsziel mit der

von der Bundesregierung neu vorgestellten Katego-
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*) Siehe hierzu auch Frage 69.
risierung der Bundeswasserstraßen, die die Elbe le-
diglich als Nebennetz einstuft und somit von jegli-
chen Ausbaumaßnahmen ausschließt?
26. Abgeordneter
Dr. Anton
Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
höh
geb
für
wel
will die Bundesregierung sicherstellen, dass die
ere Dividende der Deutschen Bahn AG zweck-
unden für die Schieneninfrastruktur und nicht
die Sanierung des Haushalts eingesetzt wird, und
che Zweckbindung sieht die Bundesregierung für

die 500 Mio. Euro Dividende vor, die nicht in die
Schieneninfrastruktur zurückfließen sollen?
27. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Bun
in d
verf
ord
lche bundesrechtlichen Möglichkeiten sieht die
desregierung, die Öffentlichkeit frühzeitig, d. h.
en Planungsschritten vor dem Genehmigungs-
ahren, wie Linienbestimmungsverfahren, Raum-
nungsverfahren etc., angemessen zu beteiligen,

und wie bewertet die Bundesregierung die Möglich-
keit, in diesen Planungsschritten bereits gerichtliche
Überprüfungsmittel für Bürgerinnen und Bürger so-
wie Nichtregierungsorganisationen vorzusehen?
28. Abgeordneter
Manfred
Grund

(CDU/CSU)

We
übe
dur
sche
lche Erkenntnisse besitzt die Bundesregierung
r angeblich von der Deutschen Lufthansa AG
chgeführte Flüge aus Tokio bzw. anderen japani-
n Flughäfen, bei denen laut Fernsehberichten

nur Tickets der Business Class zu stark überhöhten
Preisen (bis zu 7 000 Euro) angeboten werden und
dabei in Kauf genommen wird, die Maschinen auch
halbleer nach Deutschland fliegen zu lassen?*)
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
29. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
des
der
wer
umg
wird die Überprüfung des Sicherheitssystems
Atomkraftwerks (AKW) Krümmel angesichts
aktuellen Ereignisse in japanischen Atomkraft-

ken aussehen, und wie wird mit Schwachstellen
egangen, bzw. in welchem Umfang könnten

Nachbesserungen vorgenommen werden?
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30. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Kan
che
men
in w
regi
n die Bundesregierung absehen, bis wann die Si-
rheitsüberprüfung des AKW Krümmel im Rah-

des Moratoriums abgeschlossen sein wird, und
elchem Rahmen und Umfang wird die Bundes-
erung den Deutschen Bundestag und die Öffent-

lichkeit über die gewonnenen Erkenntnisse informie-
ren?
31. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Hin
ma,
das
ger?
bewertet die Bundesregierung, auch vor dem
tergrund der Geschehnisse im Reaktor Fukushi-

die getroffenen Sicherheitsvorkehrungen für
in Krümmel ebenfalls bestehende Zwischenla-
32. Abgeordneter
Dr. Konstantin

von Notz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
was
wie
Not
Fuk
bewertet die Bundesregierung, dass der Siede-
serrekator Krümmel, der gleichen Bautyps ist
der in Fukushima, im Falle eines Ausfallens der
stromgeneratoren im Gegensatz zur Anlage in
ushima nicht einen sechs-, sondern lediglich

einen zweistündigen Batterienotstrombetrieb sicher-
stellen kann (Bergedorfer Zeitung, 15. März 2011)?
33. Abgeordneter
Steffen-Claudio
Lemme

(SPD)

Plan
für
gru
letz
t die Bundesregierung die jüngsten Kürzungen
die deutsche Solarwirtschaft vor dem Hinter-

nd ihrer Kehrtwende in der Atompolitik in der
ten Woche zurücknehmen?
34. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Trif
Bun
die
um
Jah
ft es zu, dass durch die von der schwarz-gelben
desregierung geschaffene Rechtslage, wonach
Laufzeiten der älteren Atomkraftwerke (AKW)
acht Jahre, die der jüngeren AKW um zwölf

re verlängert wurde, und durch die Möglichkeit
der Laufzeitübertragung die Möglichkeit besteht,
die AKW über 2050 hinaus zu betreiben?
35. Abgeordneter
Friedrich

Ostendorff

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

An
Sich
bes
der
genau welchen Punkten unterscheiden sich die
erheitsmerkmale, die zur Einstellung des Betrie-
der ältesten AKW führen, von der Sicherheit
weiterlaufenden AKW?
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36. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
tren
dun
Anl
geg
elchen deutschen Atomkraftwerken ist die Ab-
nung von Anlagenteilen mit hohem Gefähr-
gspotential (Brandlast) von sicherheitsrelevanten
agenteilen oder Raumbereichen nicht vollständig
eben, und in welchen der älteren Atomkraftwer-

ke sind teilweise noch brennbare PVC-Kabel inner-
halb des Sicherheitsbehälters vorhanden?
37. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
hab
Ein
Nec
wer
lche konkreten Anlagen- oder Gefahrenaspekte
en nach Kenntnis der Bundesregierung zu der
schätzung geführt, dass die beiden Reaktoren
karwestheim 1 und Isar 1 endgültig stillgelegt
den sollen, und wieso werden nach Kenntnis der

Bundesregierung dieselben Anlagen- oder Gefahren-
aspekte nicht auch bei den zu Neckarwestheim 1
und Isar 1 baugleichen Atomkraftwerken Biblis A
und B und Unterweser (Reaktorbaulinie DWR-2)
bzw. Brunsbüttel und Philippsburg 1 (Reaktorbau-
linie SWR-69) zur Anwendung gebracht?
38. Abgeordneter
Oliver

Krischer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
che
wer
sich
für
unterscheiden sich die nun angekündigten Si-
rheitsüberprüfungen der deutschen Atomkraft-
ke von den bisherigen, und worin unterscheiden
bei den anstehenden Sicherheitsüberprüfungen
Flugzeugabstürze die Untersuchungsstandards

von denjenigen vorangegangener Sicherheitsunter-
suchungen?
39. Abgeordneter
Oliver

Krischer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Geh
die
schä
müs
t die Bundesregierung davon aus, dass sie für
Anordnung der Einstellung des Betriebes Ent-
digungszahlungen an die Betreiber wird zahlen
sen, und wenn nein, warum nicht?
40. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Bas
stel
mög
wer
lche Rechtsprüfung hat stattgefunden, auf deren
is die Bundesregierung annimmt, dass die Ein-
lung des Betriebs nach § 19 des Atomgesetzes
lich ist, wenn bekannt ist, dass ein Atomkraft-

k (AKW) nicht dem gesetzlichen Sicherheitsstan-
dard entspricht oder wenn Gefahr für Leben und
Gesundheit befürchtet wird, und welche dieser bei-
den Begründungen war die entscheidende für die
Abschaltung von Neckarwestheim 1 und Isar 1?
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41. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
legt
wen
rden die nicht abgerufenen Laufzeiten der stillge-
en AKW auf neuere AKW übertragen, und
n ja, nach welchem Modus?
42. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In w
die
Bun
Bet
hab
elcher Höhe gegenüber welchem Betreiber wird
Bundesrepublik Deutschland oder einzelne

desländer für die einstweilige Einstellung des
riebs der AKW eine Entschädigung zu leisten
en?
43. Abgeordnete
Dorothea

Steiner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Trif
Ato
tigt
gelb
Lau
ft es zu, dass der Betreiber des stillgelegten
mkraftwerks (AKW) Neckarwestheim 1 berech-
ist, die ihm für diese Anlage von der schwarz-
en Bundesregierung zugestandene zusätzliche
fzeit von acht Jahren ohne Genehmigung durch

die Atomaufsicht auf jüngere Anlagen zu übertra-
gen, und trifft dies analog für alle weiteren Fälle zu,
in denen AKW, die vor 1980 fertig gestellt wurden,
vor dem Ende ihrer regulären Betriebszeit endgültig
stillgelegt werden?
44. Abgeordneter
Dr. Hermann

Ott

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
kan
klär
Ato
übe
bewertet die Bundesregierung, dass die Bundes-
zlerin Dr. Angela Merkel in der Regierungser-
ung vom 17. März 2011 die Erforderlichkeit der
menergie für den Klimaschutz betonte gegen-
r den Angaben des Umweltbundesamtes (eben-

falls vom 17. März 2011), Deutschland könne sofort
und ohne Stromlücken auf neun Atomkraftwerke
verzichten und dass bis 2017 ein vollständiger Aus-
stieg ohne den Neubau von Kohlekraftwerken mög-
lich sei?
45. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
wer
lein
gun
lange können an den einzelnen Atomkraft-
ksblöcken Batterien die Notstromversorgung al-
e aufrechterhalten, falls die übrige Stromversor-
g ausgefallen ist?
46. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)

Wie
Ber
201
Um
bewertet die Bundesregierung die – laut einem
icht der Sendung „Kontraste“ vom 17. März
1 – in einem Papier des Bundesministeriums für
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit festge-

legten Anforderungen für den Weiterbetrieb inlän-
discher Atomkraftwerke hinsichtlich der Sicherheit
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gegen Stromausfälle, Hochwasser, Erdbeben und
Flugzeugabstürze, und ist die Bundesregierung be-
reit, diese Anforderungen in vollem Maße unverzüg-
lich umzusetzen?
47. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
rend
drei
die
che
r innerhalb der Bundesregierung redet federfüh-
mit den Atomkraftwerksbetreibern über die

monatige Stilllegung der Reaktoren, und geht
Bundesregierung davon aus, dass die entspre-

nden Stromkonzerne laut Förderfondsvertrag in
den nächsten drei Monaten zum 10. Bankarbeitstag
jeweils die volle Höhe der vereinbarten Summe in
den Förderfonds einzahlt?
48. Abgeordnete
Ingrid

Hönlinger

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Ver
Pun
rau
beg
lche sicherheitsrelevanten Tatsachen und welche
änderung des Sicherheitsniveaus an welchen
kten nimmt die Bundesregierung an, die die Vo-

ssetzungen des § 19 Absatz 3 des Atomgesetzes
ründen?
49. Abgeordnete
Ingrid

Hönlinger

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Mit
nac
ler)
stan
RW
welchem Schadenersatzrisiko (aufgeschlüsselt
h Wahrscheinlichkeit, Höhe und Anspruchstel-
rechnet die Bundesregierung angesichts des Um-
des, dass die Atomkonzerne EnBW, E.ON und
E angekündigt haben, die vorübergehende Still-

legung ihrer Atomkraftwerke juristisch überprüfen
zu lassen?
50. Abgeordnete
Sabine

Stüber

(DIE LINKE.)

Hat
ung
rich
im
te die Bundesregierung bereits vor dem Reaktor-
lück in Japan Kenntnis von dem laut einem Be-
t der Sendung „Kontraste“ vom 17. März 2011
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz

und Reaktorsicherheit (BMU) erstellten Papier, in
dem deutlich erhöhte Anforderungen für den Wei-
terbetrieb inländischer Atomkraftwerke hinsichtlich
der Sicherheit gegen Stromausfälle, Hochwasser,
Erdbeben und Flugzeugabstürze festgelegt sind, und
wenn ja, warum ist dieses Papier nicht unverzüglich
umgesetzt worden?
51. Abgeordnete
Sabine

Stüber

(DIE LINKE.)

We
schä
Ato
„Ko
lche Rolle hat das Papier des BMU zur Ver-
rfung von Sicherheitsnormen bei deutschen
mkraftwerken, über das das Fernsehmagazin
ntraste“ am 17. März 2011 berichtete, bei der

Entscheidung der Bundesregierung über die dreimo-
natige Stilllegung der sieben ältesten Atomkraftwer-
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ke gemäß § 19 Absatz 3 des Atomgesetzes gespielt,
und wird es als Basis für die anstehenden Sicher-
heitsüberprüfungen der deutschen Atomkraftwerke
dienen?
52. Abgeordnete
Kathrin

Senger-Schäfer

(DIE LINKE.)

We
eine
woh
wie
lche Studien liegen der Bundesregierung vor, die
n Zusammenhang radioaktiver Strahlung so-
l wegen der Atomkatastrophe in Tschernobyl
auch wegen in Deutschland vorhandener Atom-

kraftwerke bzw. Atomlager mit gesundheitlichen Be-
einträchtigungen bis hin zu Krebs nahelegen oder
nachweisen (bitte alle Studien benennen)?
53. Abgeordnete
Kathrin
Senger-Schäfer

(DIE LINKE.)

Auf
wer
wer
scha
grund welcher wissenschaftlicher Expertisen
den Grenzwerte für Strahlungen aus Atomkraft-
ken festgelegt, und liegen prospektive wissen-
ftliche Langzeitstudien dazu vor, dass bei Strah-

lenbelastungen unterhalb dieser Grenzwerte gesund-
heitliche Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden
können (bitte Studien benennen)?
54. Abgeordneter
Harald

Weinberg
(DIE LINKE.)

Plan
Unt
kraf
che
t die Bundesregierung neben der dreimonatigen
erbrechung der Laufzeitverlängerung für Atom-
twerke in Deutschland, Studien zur gesundheitli-

n Situation von Anwohnern von Kernkraftwer-
ken bezüglich möglicher erhöhter Strahlenwerte und
deren Auswirkungen in Auftrag zu geben?
55. Abgeordneter
Harald

Weinberg

(DIE LINKE.)

We
desr
kata
tem
lche präventiven Maßnahmen ergreift die Bun-
egierung angesichts der Erfahrung einer Atom-
strophe in Japan im deutschen Gesundheitssys-
(z. B. Bevorratung von Jod-Tabletten, Lebens-

mitteln und Wasser) für den Fall einer Atomkata-
strophe in Deutschland oder einem europäischen
Nachbarland, und sind Weiterbildungsmaßnahmen
für das Personal in Krankenhäusern und bei nieder-
gelassenen Ärzten vorgesehen?
56. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Unt
zera
die
pro
rden nach Kenntnis der Bundesregierung bei der
ersuchung von Bedrohungsszenarien durch Pan-
bwehrlenkwaffen auch neuere Waffentypen in
Szenarien einbezogen, die in den letzten Jahren
duziert wurden, und falls ja, werden auch Waf-

fentypen einbezogen, die sich in der Entwicklungs-
pipeline der Hersteller befinden?
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57. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In
MO
wur
eing
welchen deutschen Atomkraftwerken werden
X-Brennelemente eingesetzt, und in welchen
den in der Vergangenheit MOX-Brennelemente
esetzt?
58. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)

We
desr
run
eine
lche präventiven Maßnahmen empfiehlt die Bun-
egierung der Bevölkerung angesichts der Erfah-

g einer Atomkatastrophe in Japan, um im Falle
r atomaren Katastrophe Gesundheitsschäden zu

vermeiden, und wie wird über solche Maßnahmen
informiert?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
59. Abgeordneter
Klaus

Hagemann
(SPD)

We
men
regi
krit
lche konkreten Verbesserungen beim Manage-
t von „Fusion for Energie“ konnte die Bundes-
erung insbesondere im Hinblick auf die von ihr
isierte „intransparente Ausschreibungspraxis“

von „Fusion for Energie“ (Ausschussdrucksache
17(8)1932) zwischenzeitlich aufgrund ihrer Vor-
schläge beim europäischen Wettbewerbsfähigkeits-
rat vom 26. November 2010 erreichen, und wie ha-
ben sich die Auftragsvolumina an deutsche Unter-
nehmen, die sich demnach auf „lediglich ca. 28 Mil-
lionen Euro“ bei einem „Gesamtvolumen von 1,3
Milliarden Euro“ beliefen, mittlerweile entwickelt?
60. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)

We
die
rium
Zuk
lche Kosten erwartet die Bundesregierung für
Umsetzung des Konzepts des Bundesministe-
s für Bildung und Forschung für ein „Haus der

unft“, und welche Kosten sind für das Projekt
bisher enstanden?
61. Abgeordneter
Kai
Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
kon
run
neu
zeit
lche steuernde, koordinierende, beratende und
trollierende Funktion nimmt die Bundesregie-
g bei der Erarbeitung und Einführung eines
en Verfahrens für die Hochschulzulassung der-
wahr, und welche aktive Rolle will sie vor dem

Hintergrund des Fachgesprächs im Ausschuss für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
des Deutschen Bundestages am 16. März 2011 über-
nehmen, um weitere Verzögerungen beim Start-
termin des Systems und fortgesetztes Durcheinander
bei der Hochschulzulassung zu verhindern?
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62. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
aus
den
sich
dier
lche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
den zentralen Ergebnissen des 11. Studieren-

surveys insbesondere im Hinblick auf die beab-
tigten Korrekturen der Bologna-Reform (Stu-
barkeit verbessern und Mobilitätsfenster integ-

rieren, individuelle Studienverläufe sichern, breite
wissenschaftliche Qualifizierung sichern, Master-Zu-
gang flexibilisieren, Transparenz des gestuften Stu-
diensystems erhöhen, Studierbarkeit in Akkreditie-
rung prüfen, Kompetenz benennen, Prüfungsleis-
tungen reduzieren, Anerkennung verbessern, Ar-
beitsbelastung flexibilisieren), und wie bewertet sie
den Stand der Umsetzung des Kultusmininisterkon-
ferenz-Beschlusses zur Änderung der Länderge-
meinsamen Strukturvorgaben vom Dezember 2009?
63. Abgeordnete
Nicole

Gohlke

(DIE LINKE.)

Wie
gun
der
ode
will die Bundesregierung zukünftig die Beteili-
g und Mitbestimmung der Studierenden sowie
Lehrenden – etwa in Form einer Vertreterin

r eines Vertreters des freien zusammenschlusses
von student/innenschaften e. V. bzw. der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft – beim Aufbau
und Struktur der geplanten Akademie bzw. des ge-
planten Forums für Studium und Lehre sicherstel-
len, und warum ist dies bisher nicht erfolgt?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
64. Abgeordneter
Uwe
Kekeritz

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
für
Glo
kulo
fun
sieht der genaue Zeitplan der Bundesregierung
die Untersuchung der Korruptionsvorfälle im
balen Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuber-
se und Malaria aus, und wie soll die Sonderprü-

g konkret gestaltet werden?
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
65. Abgeordneter
Andrej

Hunko
(DIE LINKE.)

Wie
sche
dar
tern
bewertet die Bundesregierung die vom afghani-
n Präsidenten Hamid Karsai geäußerte Kritik

an, dass Zivilisten bei Bombardierungen der in-
ationalen Truppen zu Tode gekommen sind,

und seine Forderung nach einem Abzug der NATO
aus Afghanistan (Tagesschau vom 12. März 2011),
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und welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus der Forderung von Hamid Karsai für den
Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan?
66. Abgeordnete
Katrin
Göring-Eckardt

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
und
„Br
dem
tiati
bewertet die Bundesregierung Kundgebungen
Aufrufe wie zum Beispiel die von Aktivisten des

emer Friedensforums (Arbeitsgruppe Nahost)“,
„Arbeitskreis Süd-Nord Bremen“ und der Ini-

ve „Nordbremer Bürger gegen den Krieg“ am
11. März 2011 in Bremen durchgeführte Aktion, die
den Boykott aus Israel importierter Waren zum In-
halt hatte, und die Folgen derartiger Aufrufe und
Aktionen für den deutsch-israelischen Dialog (vgl.
www.dielinke-bremen.de/nc/politik/aktuell/detail/
zurueck/bremennews/artikel/boykottaktion-in-der-
wachmannstrasse/, aufgerufen am 16. März 2011,
14.30 Uhr)?
67. Abgeordnete
Katrin

Göring-Eckardt

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
lich
in d
che
ode
lche Kenntnis hat die Bundesregierung über ähn-
e Aktionen, Kundgebungen oder Boykottaufrufe
en vergangenen zwölf Monaten, und von wel-

n Personen, Parteien, Verbänden, Initiativen
r Vereinigungen wurden diese initiiert?
68. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

Inw
das
nete
geo
ieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung,
s die Verhaftung der zyprischen Europaabgeord-
n Eleni Theocharous, der polnischen Europaab-

rdneten Jaroslaw Walesa und Artur Zasada, der
bulgarischen Abgeordneten Mariya Nedelcheva, des
Bischofs von Neapolis Porfyrios, der früheren Euro-
paabgeordneten Yiannakis Matsis sowie der Vertre-
ter der Flüchtlinge aus Famagusta Loizos Afxentiou
und zwei weiterer Personen am 12. März 2011
durch Besatzungsbehörden im türkisch besetzten
Teil Zyperns völkerrechtswidrig war, und inwieweit
ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die
Türkei dafür zwar nicht tatsächlich verantwortlich
sei, aber dieser Akt grundsätzlich in die Hoheitsge-
walt der Türkei fällt, auch wenn er außerhalb türki-
schen Hoheitsgebiets gesetzt wurde, weil die Verant-
wortlichkeit als Folge der militärischen Besetzung
des nördlichen Teils Zyperns entsteht, in deren Fol-
ge die Türkei die effektive Kontrolle über ein frem-
des Gebiet ausübt?
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69. Abgeordneter
Manfred

Grund

(CDU/CSU)

Inw
zuse
nac
*) Siehe hierzu auch Frage 28.
ieweit plant die Bundesregierung Flugzeuge ein-
tzen, um deutsche Staatsangehörige aus Japan

h Deutschland zu fliegen?*)
70. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)

We
regi
Tsc
Ato
lche Maßnahmen und Hilfen leistet die Bundes-
erung für die Opfer der Atomkatastrophe von
hernobyl, und welche Hilfen für die Opfer der
mkatastrophe von Japan sind bisher geplant?
71. Abgeordneter
Manfred

Kolbe

(CDU/CSU)

Wa
übe
bots
wes
rum hat sich Deutschland bei der Abstimmung
r die Resolution zur Einrichtung einer Flugver-
zone über Libyen enthalten, während alle unsere
tlichen Partner diese Maßnahme gegen den Dik-

tator Muammar Al-Gaddafi befürwortet haben, die
auch von der Arabischen Liga gefordert worden
war?
72. Abgeordneter
Manfred

Kolbe

(CDU/CSU)

Gla
ken
Dr.
Al-G
ubt die Bundesregierung, dass allein die star-
Worte des Bundesministers des Auswärtigen
Guido Westerwelle den Diktator Muammar
addafi zur Einhaltung der Menschenrechte

bewegen werden und das angekündigte Massaker
an der Opposition in Bengasi verhindert hätten?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
73. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)

Wir
Ers
ren
run
d die Bundesregierung vor dem Hintergrund des
tarkens der rechtsextremen NPD in einem weite-

ostdeutschen Bundesland eine Neuakzentuie-
g ihrer bisherigen Extremismuspolitik vorneh-

men?
74. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)

Inw
Satz
Auf
sola
ieweit ist die Verschärfung zu § 8 Absatz 3 neuer
5 des Aufenthaltsgesetzes (Verlängerung der

enthaltserlaubnis nur für maximal ein Jahr,
nge nicht das Sprachniveau B 1 nachgewiesen

wurde) bei türkischen Staatsangehörigen mit dem
Verschlechterungsverbot im Assoziationsrecht ver-
einbar (Artikel 13 des Beschlusses Nr. 1/80 des As-
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soziationsrates EWG/Türkei über die Entwicklung
der Assoziation), sowohl was das neue Erfordernis
eines Sprachnachweises betrifft, als auch die neuen
Beschränkungen infolge vermehrter Vorsprachen
und damit verbundener erhöhter Kosten für häufige-
re Verlängerungen der Aufenthaltserlaubnis, und in-
wieweit hält die Bundesregierung diese Neuregelung
überhaupt noch für sinnvoll, wenn sie auf die Haupt-
betroffenengruppe gar nicht anwendbar ist?
75. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Fall
unt
en aus Sicht der Bundesregierung Terrorangriffe
er den Begriff „Restrisiko“?
76. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)

Wie
in d
von
(bit
viele Neueinstellungen erfolgten im Jahr 2010
en obersten Bundesbehörden, und wie viele da-
waren schwerbehinderte Frauen und Männer

te aufgeschlüsselt nach Bundesbehörden)?
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
77. Abgeordnete
Dr. Eva
Högl

(SPD)

Seit
kan
auc
eine
wann ist dem Bundesministerium der Justiz be-
nt, dass die USA nach dem SWIFT-Abkommen
h Zugriff auf innereuropäische – und sogar zu
m geringen Anteil auch auf innerdeutsche – Fi-

nanztransaktionsdaten über das System Swiftnet Fin
haben und nur Daten aus dem SEPA-Überweisungs-
system vor dem Zugriff geschützt sind?
78. Abgeordnete
Dr. Eva
Högl

(SPD)

Wa
Ver
USA
übe
rum hat das Bundesministerium der Justiz in den
handlungen zum SWIFT-Abkommen mit den

nicht darauf gedrungen auch die Daten, die
r das System Swiftnet Fin übertragen werden,

vor dem Zugriff durch die USA zu schützen?
79. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)

Ist e
der
zulä
nen
s nach geltendem Recht – vor dem Hintergrund
Debatte über das so genannte Brüstle-Patent –
ssig, Zellen bzw. Zellprodukte aus abgetriebe-
menschlichen Föten zu patentieren, und wie be-

wertet die Bundesregierung diesen Sachverhalt?
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80. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)

We
übe
den
vor
lche Informationen liegen der Bundesregierung
r von Hochwasser betroffenen Flächen der Bo-
verwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG)
, und welche Möglichkeiten einer Pachtpreisre-

duzierung zur Unterstützung der davon betroffenen
landwirtschaftlichen Betriebe sind nach Ansicht der
Bundesregierung der BVVG möglich bzw. werden
bereits genutzt?
81. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)

We
die
sier
che
lche Kenntnisse hat die Bundesregierung über
Notwendigkeit von Rückkäufen bereits privati-
ter BVVG-Flächen aufgrund der Erwerbsansprü-
von Alteigentümern infolge des Zweiten Flä-

chenerwerbsänderungsgesetzes?
82. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
gun
eins
wer
gun
lche Wirkung hat der mit den Energieversor-
gsunternehmen geschlossene Vertrag für die
tweilige Einstellung des Betriebs von Atomkraft-
ken, und folgt aus dem Vertrag eine Entschädi-
gspflicht gegenüber den Betreibern?
83. Abgeordnete
Dr. Barbara
Höll

(DIE LINKE.)

Häl
trag
steu
dur
t es die Bundesregierung für einen positiven Bei-
zum Umweltschutz, dass die im Kraftfahrzeug-

ergesetz verankerte Malusregelung in Höhe von
chschnittlich 24 Euro pro Jahr, angesichts der

rund 5 Millionen Kraftfahrzeuge, die nicht mit
einem Partikelminderungssystem ausgestattet sind,
zum 31. März 2011 ausläuft?
84. Abgeordnete
Dr. Barbara
Höll

(DIE LINKE.)

We
steu
eine
lung
lche steuerlichen Ausfälle bei der Einkommen-
er wären zu verzeichnen, wenn im Rahmen
r Steuervereinfachung die 0,03-Prozent-Rege-
für die Besteuerung der privaten Nutzung von

betrieblichen Kraftfahrzeugen ersatzlos gestrichen
würde, gleichzeitig in diesen Fällen aber auch ein
Ansatz der Entfernungspauschale für die Wege zur
Arbeitsstätte entfiele, und wie ist der Stand bei der
Überprüfung der Angemessenheit der Besteuerung
des geldwerten Vorteils aus der Privatnutzung be-
trieblicher Kraftfahrzeuge durch die Bundesregie-
rung?
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85. Abgeordneter
Klaus

Hagemann

(SPD)

Wie
von
Wir
in d
hoch waren bzw. in Bezug auf die Aussagen
Prof. Dr. Hans-Werner Sinn vom ifo Institut für
tschaftsforschung an der Universität München
er öffentlichen Anhörung zur haushalts- und

wirtschaftspolitischen Koordinierung in der Euro-
päischen Union im Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages am 14. März 2011 jeweils das
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und das durch-
schnittliche Nettoeinkommen pro Kopf im Jahr
2010 in Deutschland und in Irland, die Steuer- und
Abgabenlast von Arbeinehmern in 2010 und 2011 in
diesen beiden Ländern sowie die Steuer- und Abga-
benlast in Irland nach Umsetzung der Sparmaßnah-
men, die Grundlage der Vereinbarungen mit dem
Internationalen Währungsfonds und der Europäi-
schen Union für Finanzhilfen sind, und inwieweit
trifft die Aussage von Prof. Dr. Hans-Werner Sinn
in der Anhörung zu, dass bei einer „geringfügigen
Anhebung der Steuer- und Abgabenlast von drei bis
vier Prozent in Irland“ diese Finanzhilfe nicht erfor-
derlich wäre?
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